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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 383. Sitzung am 7. Juli 1972 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 21. Juni 1972 
verabschiedeten 

Gesetz über Bausparkassen 
— Drucksachen VI/1900 r VI/3567 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Heinz Kühn 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 23. Juni 1972 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Heinz Kühn 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Bausparkasen 


M 1 

Folgender Absatz 4 ist anzufügen: 

„(4) Das Recht der Länder, den öffentlich- 
rechtlichen Bausparkassen besondere Aufgaben 
für den Wohnungsbau oder sonstige öffentliche 
Aufgabe zu übertragen, bleibt unberührt.' 1 

Begründung 

Die Länder sollten nicht gehindert sein, öffentlich- 
rechtlichen Bausparkassen zusätzliche öffentliche 
Aufgaben zu übertragen. 

Durch die gesetzgeberische Begrenzung der Ge- 
schäftstätigkeit wird den öffentlichen Bauspar- 
kassen die Wahrnehmung ihrer Öffentlichen Auf- 
gaben entweder ganz oder mindestens im bis- 
herigen Umfang unmöglich gemacht. Außerdem 
wird den Ländern das Recht genommen, künftig 
bei der Erfüllung wichtiger neuer Aufgaben, die 
z. B. im Rahmen der Raumordnung und Städte- 
bausanierung zu erwarten sind, die Mitwirkung 
der Öffentlichen Bausparkassen in Anspruch zu 
nehmen. Diese Art der Aufgabenbewältigung mit 
Hilfe der Landesunternehmen hat sich in der Ver- 
gangenheit bewährt und muß aufrechterhalten 
werden. Die enumerative Aufzählung (Absatz 3) 
beeinträchtigt daher das Recht der Länder, den 
Funktionsumfang der von ihnen errichteten 
öffentlich-rechtlichen Anstalten selbst zu bestim- 
men. Das Recht, den Geschäftsbereich der öffent- 
lich-rechtlichen Bausparkassen im einzelnen fest- 
zulegen, steht allein den Ländern zu. 

2 . § 2 

§ 2 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 2 

(1) Private Bausparkassen dürfen nur in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft betrieben wer- , 
den. 

(2) Die Rechtsform der öffentlich-rechtlichen i 
Bausparkassen wird von den Ländern bestimmt. 11 j 

Begründung 

Es ist verfassungsrechtlich nicht zulässig, von 
Bundes wegen zu bestimmen, daß die Länder den 
von ihnen zu errichtenden Bausparkassen die 
Rechtsform einer juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts zu geben haben. Diese Vorschrift ist 
nicht notwendig, um das Bausparwesen sinnvoll 
zu ordnen. Das ergibt sich schon daraus, daß die 
vorhandenen nicht rechtsfähigen öffentlichen Bau- 
sparkassen ihre Aufgaben bisher unbeanstandet 
erfüllt haben. 


3. § 9 

Folgender Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Den öffentlich-rechtlichen Bausparkassen 
ist vor der Einleitung von Zwangsmaßnahmen 
ausreichend Gelegenheit zu geben, eine Bedro- 
hung der Sicherheit anderweitig abzuwenden. 11 

Begründung 

Es ist fachlich nicht vertretbar, wenn Absatz 2 un- 
eingeschränkt auf öffentlich-rechtliche Bauspar- 
kassen angewendet würde. 


4. § 17 

§ 17 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 17 

Auf Bausparkassen, die einer besonderen staat- 
lichen Aufsicht unterliegen, werden § 3 Abs. 1 
Satz 2, §§ 7, 10, 12, 14 und 15 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 nicht angewandt. 11 

Begründung 

Die Bundesaufsicht kann sich gegenüber öffent- 
lichen Bausparkassen nur auf die Fachaufsicht, 
nicht aber auf die Dienst- und Körperschaftsauf- 
sicht erstrecken (§ 3 Abs. 1 Satz 2). 

Die Sicherheit der Bauspareinlagen ist bei den 
Bausparkassen, die Anstalten des öffentlichen 
Rechts sind, bereits institutionell gewährleistet. 
In welcher Weise die Länder ihr Risiko oder das 
der Sparkassen, der Gemeinden und Landkreise 
absichern wollen, ist Angelegenheit der Länder. 
§ 7 kann deshalb für diese Bausparkassen nicht 
gelten. 

Der Bund würde die ihm in Artikel 74 Nr. 11 GG 
übertragene Gesetzgebungskompetenz über- 
schreiten, wenn der Verordnungsgeber auch in 
die gesamte Geschäftspolitik der öffentlich-recht- 
lichen Bausparkassen eingreif en kann (§ 10). 

Bei den Bausparkassen, die Anstalten des öffent- 
lichen Rechts sind, ist es Aufgabe der besonderen 
Aufsichtsbehörde, für die Wahrung der Belange 
der Anstaltbenutzer, zu denen auch die Bau- 
sparer gehören, zu sorgen. Daneben und neben 
der Nachprüfung durch den Abschlußprüfer ist 
ein besonderer Vertrauensmann weder sachlich 
erforderlich noch aus Gründen der Verwaltungs- 
ökonomie tragbar. § 12 ist deshalb hier auszu- 
nehmen. 
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5. § 18 

Folgender Absatz 6 ist anzufügen: 

„ (6) Absatz 3 gilt entsprechend auch für solche 
Kreditinstitute, die nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes das Bauspargeschäft durch rechtlich un- 
selbständige Einrichtungen betreiben." 

Begründung 

Die Einfügung des Absatzes 6 soll sicherstellen, 
daß in der Zukunft jede unzulässige Beschrän- 
kung der Organisationshoheit der Länder aus- 
geschlossen ist. 


6 . § 20 

a) Absatz 5 Nr. 6 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschrift steht in keinem sachlichen Zu- 
sammenhang mit dem Bausparkassenrecht und 


schafft für die öffentlich-rechtlichen Kredit- 
institute ein Sonderrecht, für das kein Bedürf- 
nis besteht. Im übrigen ist es Angelegenheit 
der Länder, Vorschriften über die Gliederung 
des Jahresabschlusses von Anstalten des 
öffentlichen Rechts nach Landesrecht aufzu- 
stellen. Allein die Länder können anordnen, 
daß über unmittelbares oder mittelbares Lan- 
desvermögen der Öffentlichkeit Aufschluß ge- 
geben wird und in welcher Form dies zu ge- 
schehen hat. 

b) Absatz 6 ist zu streichen. 

Begründung 

Verbindlichkeiten können nur zwischen ver- 
schiedenen Rechtssubjekten bestehen, so daß 
die von den rechtlich unselbständigen öffent- 
lich-rechtlichen Bausparkassen bei ihren 
Mutterinstituten unterhaltenen Verrechnungs- 
konten nicht der Mindestreservepflicht unter- 
worfen werden können. Die Streichung dient 
im übrigen auch der Besitzstandwahrung. 
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